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01 Kaufkraftverlust der Renten nicht hinnehmbar 

Wie die Bildzeitung vom 16.März 2011 berichtet, wird der Kaufkraftverlust bei den 

Rentnern mit Sorge zur Kenntnis genommen. Zwar soll die Rentenanpassung in 

diesem Jahr bei knapp einem Prozent liegen, sie ist jedoch nicht geeignet, die 

Preissteigerungen für die Lebenshaltungskosten auszugleichen. 

Für die Rentner heißt das, die Aufwärtsentwicklung bzw. der Wirtschaftsaufschwung 

geht spurlos an ihnen vorbei und dies angesichts immer weiter wachsender Kosten 

für die Gesundheit und Pflege sowie für ebenfalls steigende Mieten. 

Somit ist die Gefahr der Verarmung gegeben und eine solche Entwicklung basiere 

auf der Rentenanpassungsformel, die sich in Riester-Rente, Nachhaltigkeits- und  

Nachholgrößen bzw. –zahlen manifestiert habe. 

Daher wird gefordert, die Renten wieder den allgemeinen Lohnkosten anzupassen 

und mittelfristig von der Rentenanpassungsformel abzusehen, um zu gewähren, 

dass zumindest weiterer Wertverlust vermieden werden kann. Der Wert – Höhe der 

Rente - soll dabei den Rang der Inflationsrate betragen, um in etwa Anschluss an die 

Lohnkosten zu erzielen. Dies wurde auch vom Sozial- und Wohlfahrtsverband 

Volkssolidarität gefordert. 

 

 

02 Goldpreis löst Irritationen aus 

Unter diesem Titel hat die Financial Times Deutschland vom 17. März 2011 die der 

Wirtschaftskrise geschuldete vermehrte Nachfrage des als krisensicher geltenden 

Edelmetalls beleuchtet. 

Die Veränderungen des Goldpreises haben jedoch Unsicherheit bei den Anlegern 

ausgelöst. Fachleute erklären sich dies u. a. mit der Katastrophe in Japan, denn 

hierdurch wurden viele Aktien weniger attraktiv und es fand eine Verlagerung der 

Anlagen statt, so dass der Preis für Gold sich korrigierte. Daher weisen die Experten 

darauf hin, dass es nach wie vor lohne, weiterhin Gold zu erwerben. So rechnet man 

damit, dass sich „der Preis für 31,1 Gramm (Eine Unze) bis zum Jahresende bei 

1750 Dollar“ bewegen werde. 

Zurzeit kumulieren die Sorgen um Inflation, Weltfinanzsystem und Unruheherde bis 

hin zu den eben erwähnten Naturkatastrophen wie in Japan, so dass der Vorteil des 
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Goldes, schnell für Liquidität sorgen zu können, ebenso für diese Form der Anlage 

spricht wie die Preisentwicklung der vergangenen Krisenjahre. 

Es wird lediglich von Seiten der Experten einschränkend zur Vorsicht gemahnt, 

kurzfristige Transaktionen vorzunehmen, stattdessen lieber abzuwarten. Um auf der 

sicheren Seite zu agieren, wird angeraten, so genannte Optionsscheine zu erwerben. 

Indikator ist das Laufzeitende, dann müsse der Wert „bei über 1300 Dollar des 

Grundpreises liegen, damit der Anleger eine Rückzahlung“ zu erwarten habe. 

 

03 Immer mehr gefälschte Arzneien 

In der FAZ vom 17. März wird vor gefälschten Arzneien gewarnt. Diese Warnungen 

mehren sich, seitdem auch im Internet Medikamente bestellt werden können. Als 

Beispiel dient das Bundesland Hessen. Allein durch die Zollfahndung wurden hier 

fünf Millionen Arzneimittel sichergestellt, die über Schmugglerringe und 

Fälscherbanden angeboten oder verkauft worden sind. 

Jeder seriöse Anbieter fordert die Vorlage eines ärztlichen Rezepts, das gilt auch für 

seriöse Internetanbieter und ist daher ein Erkennungsmerkmal für die Ehrlichkeit des 

Anbieters. Der Apothekerverband geht noch einen Schritt weiter und befürwortet 

einen gänzlichen Verzicht auf den Internetkauf rezeptpflichtiger Medikamente. Aber 

auch die nicht verordnungsabhängigen Arzneien können Fälschungen sein, 

schließlich ist die Tendenz steigend und im Vergleich zum Jahr 2005 ist eine 

Steigerung des Betrugs mit Medikamenten um das Zehnfache zu verzeichnen.  

 

 

04 Frist zur Zahlung freiwilliger Rentenbeiträge endet am 31. März 2011  

In der gleichen Ausgabe der FAZ macht die hessische Rentenversicherung auf das 

Datum der Abführung aufmerksam. Die Institution weist darauf hin, dass im Falle der 

nicht fristgerechten und lückenlosen Zahlung der Verlust der Anwartschaft gegeben 

sei. Dies sei bereits bei einer Beitragslücke von lediglich einem Monat der Fall.  

Betroffene seien Versicherte, die seit 1984 keine Pflichtbeiträge mehr zahlten. Die 

Betroffenen müssten zudem vorher schon fünf Beitragsjahre gehabt haben. In vielen 

Fällen sind es Hausfrauen, die diese Gruppe darstellen. 

Wenn Sie Fragen hierzu haben, können Sie sich telefonisch bei dem eigens hierfür 

zuständigen Telefoninformationsservice melden: 0800 100 04 80 12  

 

 

05 In Deutschland wächst Furcht vor Lebensmitteln aus Japan  

Am 17. März berichtete die Financial Times Deutschland über die gestiegene Angst 

vor radioaktiv verseuchten Lebensmitteln aus Japan. Diese haben bislang großen 

Absatz gefunden, da der Trend zu asiatischen Gütern im Bereich Nahrung ansteigt. 

Bislang galten die Lebensmittel dieser Region als gesundheitsfördernd und 

begehrenswert exotisch, vom  Sushi bis zum Tee. 

12.000 Tonnen dieser Güter sind im Jahr 2010 allein von Deutschland importiert 

worden. Nicht jeder Kunde weiß darum, dass Japan die meisten Produkte gar nicht 

selber herstellt, sondern wie es im globalen Produktionssystem üblich ist, in anderen 

Ländern. Daher sei das Risiko beim Kauf der Lebensmittel japanischer Firmen nicht 

so hoch, wie es der verunsicherte Verbraucher mutmaßt. Dennoch gibt es 

Feinkosthändler, die tatsächlich nur in Japan hergestellte und verarbeitete Produkte 
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anbieten. Bei Tee und Reis besteht augenblicklich keine Gefahr, doch für die Zukunft 

müssen sich die Kunden sicher sein, woher das Lebensmittel kommt, denn die 

Strahlenbelastung ist gegeben. 

Wer absolut sicher gehen will, darf demnach nur solche Erzeugnisse kaufen, für die 

er die größtmögliche Sicherheit hat: Einheimische, saisonale Produkte.  

 

 

06 Protest des BRH Berlin zur Gesundheitsreform  

Die Gruppe Senat/Bezirksämter vom Landesverband Berlin hat den folgenden Brief 

an Gesundheitsminister Dr. Rösler vom 17. März 2011 mit dem Betreff „Protest zur 

Gesundheitsreform“ weitergeleitet. Der Brief wurde im Auftrag der Teilnehmer der 

Mitgliederversammlung vom November 2010 von diesen bestätigt. 

Zur Motivation schreibt der Gruppenvorsitzende Artur Quast folgendes: „Wir sind uns 

bewusst, dass es wichtig ist, eigentlich schon nach Auftauchen von dubiosen 

Absichten, wie z.B. auch die Kostenerstattung für gesetzlich Versicherte (auch als 

Variante für Freiwillige) einzuführen, den Protest zu zeigen. Verbirgt sich nach 

unserer Auffassung dahinter, zusätzlich Geld abschöpfen zu können, denn wie viele der 

Älteren werden nicht die Möglichkeit haben, den damit notwendigen Verwaltungsakt 

zu beherrschen, was zu zusätzlicher Kosteneinsparung bei den Kassen führen würde. 

Andererseits, wer profitiert von dem dahinter stehenden ausufernden 

Verwaltungsaufwand? Nicht der Versicherte, im Gegenteil es wird alles noch 

unübersichtlicher. 

Froh sind wir, dass der BRH Bundesvorstand und die Landesverbände sich einsetzen, 

das zu verhindern und hoffen, dass es zu dieser Problematik auch gelingt“. 

Folgend der Wortlaut des vom Gruppenvorsitzenden unterschriebenen Briefs: 

 

Sehr geehrter Herr Bundesminister Dr. Philipp Rösler, 

die Mitglieder der Gruppe Senat/Bezirksämter im Bund der Ruhestandsbeamten 

Rentner und Hinterbliebenen (BRH) Landesverband Berlin fordern Sie auf, die 

unsoziale Gesundheitspolitik und besonders das Gesundheitsreformgesetz zu 

überdenken und Änderungen zu veranlassen. 

Seit Jahrzehnten haben die Bundesregierungen mehr Geld ausgegeben als 

eingenommen und einen gewaltigen Schuldenberg angehäuft. 

Dabei wurde nie versäumt, an die Wiederwahl zu denken und entsprechende 

Wahlgeschenke zu verteilen; natürlich mit Bevorzugung der eigenen Klientel. Dies 

beweist ja auch die Politik der jetzigen Bundesregierung zur Genüge! 

Beispiele dafür anzuführen erübrigt sich, denn die letzten Jahre dieser Koalition 

sind hinreichender Beleg dafür, wie die Umverteilung von unten nach oben mit 

Nachdruck praktiziert wird. 

Mit dem Aufkündigen der solidarischen Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 

haben Sie einen neuen COUP gelandet, zu Lasten der Arbeitnehmer, abhängig 

Beschäftigten und Rentner. 

Wenn man berücksichtigt, dass das Gesundheitsreformgesetz (GRG) die 

Handschrift der Pharmaindustrie erkennen lässt, wirkt Ihre Formulierung „für mich ist 

Solidarität, wenn alle den gleichen Betrag für die gleiche Leistung zahlen" wie eine 

Verhöhnung der gesetzlich krankenversicherten Beitragszahler. So wird deutlich, 

dass der sogenannte Neoliberalismus eine barbarische Form des Kapitalismus ist 
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und Sie wohl noch nicht einmal eine Intention Bismarcks, des „eisernen Kanzlers" 

erfasst haben. 

Wir fragen Sie, wo die Millionen/ Milliarden herkommen sollen, die Sie als 

Sozialausgleich zahlen wollen? Oder bedeutet dies nicht vielmehr Gesundheitspolitik 

nach Kassenlage? Also Vorantreiben der „Zweiklassenmedizin"! 

Damit gefährden Sie in fahrlässiger Weise die Gesundheit von Millionen 

Bundesbürgern, insbesondere der Kinder, chronisch Kranker und der Älteren. 

Ihr Gesundheitsreformgesetz stärkt die Private Krankenversicherung, also Ihr 

Klientel der „Besserverdienenden" wie Herr Kinkel sich auszudrücken beliebt. Ist 

das schon dem Wahlkampf geschuldet? 

Wir fordern, kehren Sie zurück zu einer solidarischen gesetzlichen 

Krankenversicherung und binden Sie die Arbeitgeber und Besserverdienenden 

stärker ins Beitragsystem, in die solidarische Krankenversicherung wieder ein. 

Eine wirksame Gesundheitsreform müsste die Ursachen für eine 

Zweiklassenmedizin beseitigen durch: 

             Schaffung einer einheitlichen Krankenversicherung aus PKV und 

    GKV. 

Einbeziehung aller Einkünfte in die Krankenversicherung, nicht nur 

Zusatzbeiträge von sozial Schwachen. 

 

Weitere Fusionen der Krankenversicherungen zur Kosteneinsparung in 

den Verwaltungen. 

 

Eindämmung der Profitgier der Pharmaindustrie, der Apotheken und der 

Krankenhäuser. 

 

Abschaffung oder zumindest Eindämmung der so genannten 

„Igelleistungen“, die immer weiter ausarten. 

Weitere Fusionen der Krankenversicherungen zur Kosteneinsparung in 

den Verwaltungen. 

Mit der Lösung dieser Grundsatzfragen wird es wieder Wettbewerb im 

Gesundheitssystem geben. Alle Versicherten werden langfristig Zugang zur 

modernen Medizin haben, die Korruption im Gesundheitswesen kann beseitigt 

werden, und durch die Beiträge aller Versicherungspflichtigen wird auf lange Sicht 

die Finanzierung des Gesundheitswesens gesichert. 

Kehren Sie um und machen Sie eine Gesundheitsreform, die diesen Namen 

verdient! Im Namen und Auftrag von 97 Mitgliedern der Gruppe. 

 

 

 

07 Ältere nehmen Jüngeren nicht die Arbeitsplätze weg 

Wie die FAZ in der Ausgabe vom 17. März berichtet, hat eine Studie der OECD 

(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) ergeben, dass 
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die Rentenreformen nicht der langfristigen Sicherung der Rentensysteme gerecht 

werden. 

Die Studie zur Alterssicherung kam zu dem Ergebnis, dass nur längere Arbeitszeiten 

die Sicherung des Systems gewähren. Die Studie hat 42 Industrie- und 

Schwellenländer untersucht und räumt mit dem Vorurteil auf, dass es einen 

„Zielkonflikt zwischen der Einstellung von jüngeren und älteren Arbeitnehmern“ gebe. 

In vielen Ländern reichen die bisherigen Rentenreformen nicht aus, um die 

Rentensysteme langfristig zu sichern. Vielmehr ist eine weitere Heraufsetzung des 

Renteneintrittsalters notwendig. So werden viele Menschen in Industrie- und 

Schwellenländern noch länger arbeiten müssen, als sie derzeit annehmen. Dieses 

Fazit zieht eine neue Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD) zur Alterssicherung in 42 Industrie- und Schwellenländern, die 

am Donnerstag vorgestellt wurde. „An einem längeren Arbeitsleben führt kein Weg 

vorbei", sagte die OECD-Rentenexpertin Monika Queisser in Berlin. Die Kunst sei es, 

Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass die Menschen länger arbeiten könnten. 

„Die Menschen bloß zu längerer Arbeit anzutreiben hilft nicht", sagte Queisser. „Die 

Arbeitsbedingungen müssen auch auf die Bedürfnisse älterer Beschäftigter 

abgestimmt sein: flexible Arbeitszeiten, Weiterbildung, verbesserte betriebliche 

Gesundheitsvorsorge und aktive Karriereberatung müssen selbstverständlich 

werden." Deutschland sei hier auf einem guten Weg. Zeit sei es außerdem, mit dem 

Vorurteil aufzuräumen, Ältere nähmen Jüngeren den Arbeitsplatz weg. „Der häufig 

beschworene Zielkonflikt zwischen der Anstellung jüngerer und älterer Menschen 

existiert nicht." Vielmehr zeigten OECD-Statistiken, dass Länder, die ältere 

Menschen erfolgreich in den Arbeitsmarkt integrierten, dies in der Regel auch bei 

jüngeren schafften. 

Im vergangenen Jahr lag das gesetzliche Renteneintrittsalter im OECD-Durchschnitt 

für Männer bei 62,9 Jahren und bei 61,8 Jahren für Frauen. 18 der 34 OECD-

Mitgliedsländer hätten das Renteneintrittsalter für Frauen schon angehoben oder 

planten dies; in 14 Ländern müssten künftig auch die Männer länger arbeiten. Dies 

reiche jedoch oft nicht aus, um den Druck der Bevölkerungsentwicklung auf die 

Rentensysteme auszugleichen. Die aktuellen Erhöhungen kompensierten vor allem 

die zuvor etwa durch Frührentenregelungen über mehrere Jahrzehnte erfolgte 

Verkürzung der Lebensarbeitszeit. Der Stand des Jahres 1950, als Männer erst nach 

dem 64. Lebensjahr in Rente gingen und Frauen nach dem 63. Geburtstag, wird der 

Studie zufolge erst 2020 bei den Frauen und 2040 bei den Männern erreicht. 

 

 

 

08 Finanzbranche stellt Beipackzettel vor 

Die Finanzkrise führt über das neue Anlegerschutzgesetz hinaus zu einer weiteren 

Überlegung hinsichtlich des Schutzes für Kapitalanleger. Der Zentrale 

Kreditausschuss (ZKA) ist die Dachorganisation der Banken und Sparkassen und 

wirbt für Transparenz und Vergleichbarkeit der Kundenberatungen. Die 

Bankenbranche hat in diesem Sinne einen einheitlichen Standard entwickelt, der die 

Anleger über die Risiken von Finanzprodukten informieren soll, einen so genannten 

„Beipackzettel“, über den die ZKA informierte.  Dieser neue Standard geht über das 

geltende Anlegerschutzgesetz hinaus, denn er beinhaltet weitere Punkte wie zum 

Beispiel die Funktionsweise eines Produkts, dessen Risiken, Kosten und 
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Provisionen. Mehrere Verbände der Kreditwirtschaft haben aus verschiedenen 

Vorschlägen des Sicherheitspakets die Einigung auf einen Standard beschlossen. 

Darüber soll eine Finanzaufsicht wachen, wofür ein Register von Anlageberatern 

erstellt werden soll. Die Planung eines Registers wurde von der Branche mit Protest 

aufgenommen, dennoch ist geplant, dass die Datenbank von der BaFin geführt wird. 

Somit wären die Kunden vor den Folgen einer Falschberatung umfangreicher 

geschützt. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 15. März 2011) 

 

 

 

09 Wie produktiv sind Ältere? 

Dr. Klotzsche, der Vorsitzende der Rentenkommission, informierte über Neues aus 

Ausschüssen und aktuellen parlamentarischen Initiativen des Deutschen Bundestags 

vom 14. März 2011. 

Die Enquete-Kommission Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität debattierte 

insbesondere die Frage, wie sich die zunehmende Alterung der Gesellschaft auf die 

Wirtschaftsleistung auswirke. Die Meinungen der 17 Sachverständigen des 

Gremiums waren gegensätzlich. Es gab die Position, dass der demographische 

Faktor eine Ursache für die geringen Wachstumsraten in der Zukunft sein werde 

ebenso wie die Haltung, dass die älteren Generationen anders als deren 

Vorgängergeneration ihren Beitrag zum wirtschaftlichen Fortschritt als 

vorhergehende Generationen zu leisten imstande seien. 

Grundlegend wurde zunächst eine Definition des qualitativen Wachstums gesucht. 

Das bislang als Messgröße dienende Bruttoinlandsprodukt sollte hierfür 

weiterentwickelt werden. Ökologische, soziale und kulturelle Kriterien sollen zukünftig 

die bisherige Stellgröße erweitern. 

Die Position rückgängigen Wirtschaftswachstums aufgrund der Alterung  wurde 

durch das Argument unterstrichen, dass die Zahl der Berufstätigen sinken werde und 

in Folge dessen die Wirtschaftsleistung ebenfalls zurückginge. Dieser Tendenz 

könne mit dem Modell von Zuwanderung und erhöhter Frauenquote auf dem 

Arbeitsmarkt entgegengewirkt werden. Diese Form der Kompensierung rückläufiger 

Wachstumsraten werde jedoch durch den sich ausweitenden Dienstleistungssektor 

abgeschwächt, weil hier eine geringere Produktivität erzielt werde als in der Industrie. 

Außerdem könne man davon ausgehen, dass vom 45. Lebensjahr an das Interesse 

der Berufstätigen dieser Altersstufe an der Steigerung der Wirtschaftskraft geringer 

sei. 

Dagegen spricht die These der oppositionellen Haltung, die das Verhalten älterer 

Beschäftigter als ein neues identifiziert, denn in der Vergangenheit hätten Ältere 

weniger Anreize zu wirtschaftlichem Engagement verspürt.  Eine alternde 

Gesellschaft könne durchaus innovativer sein, man müsse sich um eine Steigerung 

dieses vorhandenen Potentials bemühen und neue Reize schaffen. Für ein Mitglied 

des Gremiums sind die ökonomischen Risiken der sinkenden Bevölkerungszahl 

ohnehin überbewertet, man habe auch „weniger Mäuler zu stopfen“, was einen 

Rückgang des wirtschaftlichen Bedarfs bewirke. Während das Bündnis90/Die 

Grünen diese These damit kritisiert, dass durch den wachsenden Anteil Älterer in der 

Gesellschaft die Kosten im Gesundheitswesen explodierten, steht dem gegenüber, 

dass sich der Gesundheitssektor durch die erhöhte Zahl der Bedürftigen zu einem 

Wachstumsmotor entwickeln werde. 
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Die Kommission wird sich noch der globalen Debatte annehmen, die sich mit der 

Entwicklung eines ganzheitlichen Wohlstands- und Fortschrittsindikator unter 

Einbezug von Umweltbelastungen und Ressourcenverbrauch beschäftigt. 

 

 

 

 

 


